Satzung

der Volkshochschule des Landkreises Oder-Spree

(Amtsblatt des Landkreises Oder-Spree Nr. 6 vom 07.06.2004)

in der Fassung der 1. Änderung vom 21.06.2006
(Amtsblatt des Landkreises Oder-Spree Nr. 6 vom 07.07.2006)
§ 1 Rechtsstatus

1.
Die Volkshochschule (VHS) ist eine öffentliche Einrichtung des Landkreises Oder-Spree.

2.
Die VHS ist Mitglied des Brandenburgischen Volkshochschulverbandes.

§ 2 Aufgabe

1.
Die VHS hat die Aufgabe, Erwachsenen und Heranwachsenden Kenntnisse, Fähigkeiten und Qualifizierungen im Sinne des § 2 Brandenburgisches Weiterbildungsgesetz (BbgWBG) zu  vermitteln.

2.
Die VHS unterbreitet den Bürgerinnen und Bürgern ein universelles Bildungsangebot und, soweit es dem Profil einer VHS entspricht, berufliche Weiterbildung in Lehrgängen und Veranstaltungen.

3.
Die Arbeit orientiert sich am Bedarf und am Stand von Wissenschaft und Forschung.

4.
Die VHS sucht und fördert die Kooperation mit anderen Bildungs- und Kultureinrichtungen (Trägern).

5.
Die VHS ist konfessionell und parteipolitisch unabhängig.

§ 3 Aufbau und Eingliederung

in die Kreisverwaltung

1.
Die VHS gliedert sich in die Geschäftsstelle in Fürstenwalde und die Regionalstellen in Beeskow, Eisenhüttenstadt, Erkner und Fürstenwalde.

2.
Die VHS untersteht dem für Bildung zuständigen Dezernat der Kreisverwaltung.

3.
Die Zusammenarbeit zwischen Landkreis und VHS wird durch den zuständigen Fachausschuss des Kreises gefördert. Ein dafür zuständiger Beirat wird aus den Reihen der Mitglieder des Fachausschusses gebildet.

§ 4 Gewährleistung der freien Entfaltung 

der VHS-Arbeit

Alle Beschlüsse und Anordnungen zuständiger Organe, die unmittelbar oder mittelbar die Arbeit der VHS betreffen, müssen sich an der Aufgabe orientieren, die der VHS als einer nicht gruppengebundenen Einrichtung der Erwachsenenbildung (EB) gestellt ist (§ 2).

§ 5 Leiterin/Leiter der VHS
1.
Die Leiterin/der Leiter der VHS ist hauptberuflich tätig; ihr/sein Dienstverhältnis ist durch einen Dienstvertrag zu regeln.

Hinsichtlich ihrer/seiner Qualifikation und der allgemeinen pädagogischen und organisatorischen Tätigkeitsfelder gelten die Ausführungen der Kultusministerkonferenz „Zur Berufsposition der hauptberuflichen pädagogischen Mitarbeiter in der Weiterbildung (Erwachsenenbildung)“

2.
Die Leiterin/der Leiter der VHS ist gesamtverantwortlich für die pädagogische Planung, Organisation und Durchführung von Weiterbildungsmaßnahmen einschl. der Programmplanung. Zu ihren/seinen Aufgaben zählen insbesondere:

a) Zu- und Mitarbeit in Entscheidungs- und Beratungsgremien des Trägers in VHS-Angelegenheiten.

b) Aufstellung des Haushaltsvoranschlages.

c) Verfügung über die im Haushaltsplan für die VHS bereitgestellten Mittel.

d) Auswahl und Verpflichtung der Kursleiter und Referenten.

3.
Bei einem Wechsel der/des Leiterin/Leiters ist der zuständige Fachausschuss des Kreistages zu hören.

§ 6 Hauptberufliche pädagogische Mitarbeiterinnen/er der VHS

Die Bestimmungen des § 5 Abs. 1 gelten gleichermaßen für die hauptamtlichen pädagogischen Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter.

§ 7 Kursleiterinnen/Kursleiter und Referentinnen/Referenten
1
Die Kursleiterinnen/Kursleiter und Referentinnen/Referenten üben ihre Tätigkeit an der VHS nebenberuflich aus. Sie erhalten eine Vereinbarung über einen Lehrauftrag als freiberufliche/r Dozentin/Dozent.

2.
Den Kursleiterinnen/Kursleitern und Referentinnen/Referenten wird die Freiheit der
Lehre im Sinne des § 2 des Brandenburgischen Weiterbildungsgesetzes gewährleistet.

3.
Die Kursleiterinnen/Kursleiter und Referentinnen/Referenten erhalten für ihre Lehrtätigkeit Honorar im Rahmen der im VHS-Haushalt vorgesehenen Mittel.

§ 8 Teilnehmerinnen/Teilnehmer
1.
An Veranstaltungen der VHS kann teilnehmen, wer mindestens 16 Jahre alt ist. 

Die/der VHS-Leiterin/VHS-Leiter kann für einzelne Veranstaltungen ein höheres oder niedrigeres Mindestalter festsetzen.

2.
Die Teilnahme an Kursen kann von Nachweisen abhängig gemacht werden.

Den Teilnehmerinnen/Teilnehmern wird der regelmäßige Besuch von VHS-Veranstaltungen bescheinigt.

§ 9 Teilnahmegebühren
Für die Teilnahme an Kursen und Veranstaltungen der VHS wird in der Regel eine Gebühr erhoben. Das Nähere hierzu bestimmt die Gebührensatzung.

§ 10 Teilnehmerzahl
Veranstaltungen und Kurse werden in der Regel mit nicht unter 10 Teilnehmerinnen/Teilnehmern begonnen.

§ 11 Finanzierung

Die VHS wird durch Förderung des Landes, Teilnahmegebühren und einen Zuschuss des Landkreises finanziert.

§ 12 Inkrafttreten/Außerkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.August 2004 in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Satzung vom 06.09.1994 außer Kraft.

Beeskow, den 26.05.2004

M. Zalenga

Landrat

Gebührensatzung

der Volkshochschule des Landkreises Oder-Spree

(Amtsblatt des Landkreises Oder-Spree Nr. 6 vom 07.06.2004)

in der Fassung der 1. Änderung vom 22.02.2005

(Amtsblatt des Landkreises Oder-Spree Nr. 2 vom 18.03.2005)
in der Fassung der 2. Änderung vom 21.06.2006
(Amtsblatt des Landkreises Oder-Spree Nr. 6 vom 07.07.2006)
§ 1 Gebührenpflicht

1.
Für die Teilnahme an Veranstaltungen und Kursen der VHS ist gemäß § 2 Abs. 1, § 4 Abs. 2 und § 6 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) sowie § 9 der Volkshochschulsatzung eine Gebühr an den Landkreis Oder-Spree zu zahlen. Die Gebühr wird von der Volkshochschule des Landkreises im Rahmen dieser Gebührensatzung erhoben.

2.
Die jeweils gültige Gebühr für selbst zahlende Teilnehmerinnen/Teilnehmer ist dem aktuellen Programmheft zu entnehmen. Sie gilt für alle Veranstaltungen und Kurse, die während der Gültigkeitsdauer des Programms beginnen. Die Gültigkeitsdauer ist in den Programmheften festgelegt.

3 Die Teilnehmergebühren zu § 2 Abs. 3a sind von der/dem angemeldeten Teilnehmerin/Teilnehmer bis sieben Tage vor Veranstaltungs- bzw. Kursbeginn zu entrichten.

Teilnehmerinnen/Teilnehmer, die sich später anmelden, zahlen die Gebühr sofort bzw. innerhalb von sieben Tagen per Überweisung.

Eine eventuelle Teilzahlung ist nur nach besonderer Vereinbarung, in der die Höhe der Raten und die Zahlungstermine enthalten sind, möglich.

Die Teilnahmegebühren zu § 2 Abs. 3b sind von dem Auftraggeber bzw. externen Prüfungs- oder Abschlusstestteilnehmern nach Rechnungserhalt innerhalb von sieben Tagen zu bezahlen.

4.
Für externe oder nicht zum Kursangebot gehörende Abnahmen von Prüfungen und die Ausstellung von Zeugnissen und/oder Zertifikaten wird eine zusätzliche Gebühr erhoben.

§ 2 Gebühren
1.
Die jeweils gültige Gebühr wird vom Kreistag festgelegt.

2.
Die den Veranstaltungen und Kursen im Programmheft zugeordneten Teilnahmegebühren setzen sich zusammen aus:

· der Kursgebühr,

· den Zuschlägen für Kurse mit einer Sonderausstattung (z. B. Computer, Internet usw.) und

· der Verwaltungsgebühr (inkl. Teilnahmebescheinigung).

3.
a)
Die Kursgebühr beträgt pro Teilnehmerin/Teilnehmer und Unterrichtsstunde (45 Minuten): 

bei Veranstaltungen der Grundversorgung nach dem BbgWBG

· für alle Fachbereiche
EUR   2,30
· bei Einzelveranstaltungen

 zu aktuellen und politischen 

Themen
EUR   1,00

· bei Einzelveranstaltungen zur

 Werbung und Kursinformation
   EUR   0,00

bei Fortsetzungsveranstaltungen 

der Grundversorgung, die

 lt. BbgWBG nicht weiter

 gefördert werden
EUR   4,10
b) Die Kursgebühr beträgt pro Unterrichtsstunde mit maximal 12 Teilnehmerinnen/Teilnehmern:

· bei Veranstaltungen für die 

Kreisverwaltung
  EUR  40,30
· bei sonstigen 

Auftragsmaßnahmen
  EUR  60,50
· bei der ausschließlichen 

Teilnahme an einer Prüfung oder

einem Leistungstest der VHS
  EUR  60,50
4.
Für Veranstaltungen und Kurse, die im Programmheft als solche mit einer Sonderausstattung markiert sind, wird pro Teilnehmerin/Teilnehmer und Unterrichtsstunde ein Zuschlag erhoben:

-
bei der Nutzung von Kabinetten
    EUR  0,30

· bei der Nutzung des Internets der Ausgleich der Internetgebühren.

5.
Wird bei Kursen nach § 2 Abs. 3a die Mindestteilnehmerzahl lt. § 10 der Volkshochschulsatzung unterschritten, ist die Durchführung mit einer Kostenumlage durch die/den Teilnehmerinnen/Teilnehmer oder durch einen entsprechenden Honorarverzicht der/des Kursleiterin/Kursleiters möglich.

6.
Die Verwaltungsgebühr beträgt 

pro Teilnehmerin/Teilnehmer 

und Veranstaltung/Kurs:

   EUR  3,00


Ausgenommen davon sind:

· Einzelveranstaltungen zu aktuellen und politischen Themen,

· Einzelveranstaltungen zur Werbung und Kursinformation.

§ 3 Gebührenermäßigung
1. Eine Gebührenermäßigung wird nur bei den Kursgebühren der Kurse und Veranstaltungen nach § 2 Abs. 3a gewährt.

2. Sie ist von der/dem Teilnehmerin/Teilnehmer zu beantragen. Die Voraussetzungen sind von ihr/ihm nachzuweisen.

3. Zuschläge und Verwaltungsgebühren werden nicht ermäßigt.

4.
Ermäßigungen in Höhe von 50 % auf die Kursgebühr werden Teilnehmerinnen/Teilnehmern gewährt, wenn sie:

· Arbeitslosengeld, Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Dritten Kapitel des Sozialgesetzbuches, Zwölftes Buch (SGB XII), Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem Vierten Kapitels des Sozialgesetzbuches, Zwölftes Buch (SGB XII), Leistungen in besonderen Fällen nach § 2 des Asylbewerberleistungsgesetzes (AsylblG), Kurzarbeitergeld, Rente, Vorruhestandsgeld, Altersübergangsgeld oder Unterhaltsgeld (SGB/ESF) jeweils unter EUR 500,00 monatlich beziehen,

· arbeitslos ohne Leistungsbezug sind, als Schulabgängerinnen/Schulabgänger einen Ausbildungsplatz suchen, Schülerinnen/Schüler, Studentinnen/Studenten oder Auszubildende sind, Grundwehrdienst oder Zivildienst leisten, ein freiwilliges soziales, ökologisches oder Betriebsjahr absolvieren.

§ 4 Gebührenerstattung

1.
Verwaltungsgebühren und Zuschläge werden bei einem Rücktritt durch die/den Teilnehmerin/Teilnehmer nicht erstattet.

2.
Beim Rücktritt von einer Veranstaltung oder einem Kurs kann die Kursgebühr nur erlassen oder erstattet werden, wenn eine schriftliche Abmeldung

· mindestens 7 Tage vor dem ersten Kurstag oder

· während eines Kurses mit dem zusätzlichen Nachweis eines triftigen Grundes vorliegt.

Ein triftiger Grund liegt vor, wenn die weitere Teilnahme unmöglich oder nicht zumutbar ist und dadurch das Kursziel nicht mehr erreicht werden kann.

3.
Bei einem Rücktritt während eines Kurses nach § 4 Abs. 2 wird die Kursgebühr vom Zeitpunkt des Rücktritts an erstattet.

4. Eine teilweise Erstattung auf Grund nachträglich beantragter Ermäßigung bei bereits begonnenen Kursen ist nicht möglich.

§ 5 Medien

Lehrbücher sind von den Teilnehmerinnen/Teilnehmern selbst zu kaufen, andere Unterrichtsmaterialien (Folien, Fotokopien usw.) sind nach der Gebührensatzung des Landkreises Oder-Spree zu bezahlen.

§ 6 Inkrafttreten

Diese Gebührensatzung tritt am 01. August 2004 in Kraft. Gleichzeitig treten die Gebührenordnung und die Honorarordnung vom 01. Januar 2002 außer Kraft.

Beeskow, den 26.05.2004

M. Zalenga

Landrat 

